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Neues Notvertretungsrecht für Ehegatten und Lebenspartner

– Ist die Vorsorgevollmacht jetzt überflüssig?

In weniger als einem Jahr tritt eine umfassende Reform des Vormundschafts- und 
Betreuungsrechts in Kraft. Vollkommen neu eingeführt wird ein gesetzliches 
Notvertretungsrecht für Ehegatten und Lebenspartner – allerdings nur in 
Gesundheitsangelegenheiten und zeitlich begrenzt. Eine Vorsorgevollmacht wird dadurch 
nicht entbehrlich, sondern in manchen Fällen sogar umso wichtiger.

Die für 2023 geplante Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts bringt viele 
Änderungen im Kindschafts-, Vormundschafts-, Pflegschafts- und Betreuungsrecht mit sich. 
Vollkommen neu ist das sogenannte „Notvertretungsrecht“ für Ehegatten und 
Lebenspartner: Erleidet beispielsweise ein Ehegatte einen Unfall oder wird plötzlich schwer 
krank, wie bei einem Schlaganfall, und kann infolgedessen nicht mehr selbst entscheiden, 
kann ihn der andere Ehegatte künftig in Gesundheitsangelegenheiten vertreten. Dieser 
willigt dann beispielsweise für ihn in ärztliche Behandlungen und Untersuchungen ein, 
schließt Behandlungsverträge ab und entscheidet über freiheitsentziehende Maßnahmen 
von kurzer Dauer.

Wer nicht möchte, dass sein Ehegatte im Vorsorgefall für ihn Entscheidungen in 
Gesundheitsangelegenheiten trifft, sollte ab dem Jahr 2023 einen Widerspruch gegen das 
gesetzliche Notvertretungsrecht in das Zentrale Vorsorgeregister eintragen lassen. Für 
Ärzte wird zwar zukünftig ein entsprechendes Einsichtsrecht in das Zentrale 
Vorsorgeregister geschaffen werden. Es empfiehlt sich jedoch, den behandelnden Arzt 
zusätzlich persönlich über diesen Widerspruch in Kenntnis zu setzen.

Ist eine Vorsorgevollmacht dann noch essenziell?

Wer darüber hinaus sichergestellt wissen möchte, dass eine von ihm selbst bestimmte 
Vertrauensperson ihn im Vorsorgefall vertreten kann, und vermeiden will, dass ein 
gerichtlich bestellter Betreuer für ihn handelt, benötigt weiterhin unbedingt eine umfassende 
und individuelle Vorsorgevollmacht, und zwar neben dem neu geschaffenen gesetzlichen 
Ehegattenvertretungsrecht. Dies bezieht sich nämlich ausschließlich auf den Bereich der 
Gesundheitsangelegenheiten und schafft dem Ehegatten beispielsweise nicht die 
Möglichkeit, Behördengänge, Versicherungsangelegenheiten oder Bankgeschäfte zu 



besorgen. Zudem besteht das Notvertretungsrecht des Ehegatten für maximal sechs 
Monate. Für nicht erfasste Geschäfte und generell nach Ablauf der sechs Monate muss 
ohne Vorsorgevollmacht im Betreuungsfall zwingend ein gerichtlicher Betreuer bestellt 
werden.
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